
nicht war, das zum Kriegseinsatz gehörende Unter­
nehmen mit zu finanzieren, daß es vielmehr Sache des 
Reiches bzw. der Organisation Todt war, die zur Be­
zahlung der von ihm verpflichteten Unter-Unternehmer 
erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Das ist 
bereits dadurch genügend angedeutet worden, daß in 
dem Vertrag als Zweckbestimmung „Festungsbauten 
in Norwegen“ angeführt wurden, und die Klägerin 
anschließend gemäß ihrer Lieferbescheinigungen die 
Geräte „für den Organisation Todt-Einsatz Wicking“ 
zur Versendung gebracht hat.

Daran, ausdrückliche Bestimmungen aufzunehmen, 
wie sich das Vertragsverhältnis für den Fall gestalten 
sollte, daß infolge Verlustes des Krieges das Reich 
zahlungsunfähig werden würde, haben die Parteien 
offensichtlich nicht. gedacht. Sie haben gar nicht ge­
wagt, darüber zu verhandeln, weil schon die Äußerung 
des geringsten Zweifels sowohl an der Rechtmäßigkeit 
des dem Vertrage zugrundeliegenden militärischen 
Unternehmens oder gar am günstigen Ausgange des 
Krieges in der damaligen Zeit ein strafbares Ver­
brechen gewesen wäre. Der Vertrag war aber mit un­
sichtbaren Klauseln ausgestattet. Und hier ist es Auf­
gabe der Auslegung, offensichtliche Lücken des Ver­
trages auszufüllen. Das folgt aus der Bestimmung des 
§ 157 BGB, auf Grund dessen die erforderlichen Er­
gänzungen vom Richter nach Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte vorzunehmen sind. Hier­
nach ist der Beklagte wirtschaftlich lediglich als Agent 
der Organisation Todt anzusehen und nur insoweit 
zur Erfüllung verpflichtet, als er seinerseits befriedigt 
worden ist. Die Klägerin kann eine derartige Er­
gänzung des Vertrages nicht etwa mit der Begründung 
ablehnen, daß es von ihrer Seite niemals zu einem 
Vertragsabschluß zu solchen Bedingungen gekommen 
wäre. Nach den oben dargelegten Gründen stand ihr 
überhaupt nicht die Möglichkeit offen, sich dem Ver­
tragsabschluß zu entziehen, der dm Weigerungsfälle im 
Wege einer Requisition erzwungen worden wäre.

Es ist also von ausschlaggebender Bedeutung, daß 
dem Beklagten niemals freie Mittel zur Erfüllung der 
Mietzinsansprüche der Klägerin zur Verfügung gestellt 
worden sind. Das hat er von Anfang an behauptet, und 
die Klägerin hat es ernstlich nicht bestritten. Ihr Ein­
wand, daß es sich insoweit lediglich um eine interne 
Tatsache auf Seiten des Beklagten handle, die sie nicht 
berühre, ist verfehlt. Aus den oben dargelegten Grün­
den berührt es gerade die Wurzel des zwischen den 
Parteien geschlossenen Vertrages, daß dem Beklagten 
keinerlei Mittel von seinen Auftraggebern zur freien 
Verfügung gestellt wurden.

Die Beschränkung der dem Beklagten aus dem Ver­
trag vom 19. Mai 1942 obliegenden Verpflichtungen er­
gibt sich aber auch aus § 242 BGB. Hiernach ist der 
Umfang einer vom Schuldner übernommenen Ver­
pflichtung davon abhängig, was unter Berücksichtigung 
von Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrs­
sitte von ihm gefordert werden kann. Es ist aber mit 
dem Gedanken von Treu und Glauben im Rechtsver­
kehr nicht vereinbar, aus Geschäften, welche lediglich 
der Führung eines gegen die Grundsätze des Völker­
rechtes verstoßenden Krieges dienten, noch Ansprüche 
geltend zu machen, soweit sie bis zum 8. Mai 1948 
noch nicht abgewickelt waren. Noch heute Zahlungen 
auf Kriegsgeschäfte zu leisten, würde eine Sanktio­
nierung dessen bedeuten, daß die Klägerin mit dazu 
geholfen hat, die so verhängnisvolle Kriegsmaschinerie 
in Gang zu halten und so der Verlängerung des Krieges 
Vorschub zu leisten. Es spielt keine Rolle, daß die 
Klägerin mit dem Beklagten einen privatrechtlichen 
Vertrag abgeschlossen und unter diesem Gesichtspunkt 
diesem ihre Geräte zur Verfügung gestellt hatte. Es 
genügt, daß ihr der Verwendungszweck bekannt war. 
Damit hat sie das Kriegsrisiko auch auf ihre Schultern 
genommen.

Sachs. Gesetz vom 30. Juni 1946 (GVBU S. 305); 
§ 13 GVG.

Die Rechtmäßigkeit der Enteignung von Betrieben 
auf Grund des Gesetzes vom 30. Juni 1946 sowie der 
von den zuständigen Verwaltungsbehörden zur Durch­
führung der Enteignung getroffenen Maßnahmen unter­
liegt nicbt der Nachprüfung durch die ordentlichen

Gerichte. Demzufolge ist für die Gerichte auch die 
Feststellung der Verwaltungsbehörden bindend, daß 
zu dem enteigneten Betriebsvermögen die Beteiligun­
gen des Betriebes an Werken außerhalb Sachsens sowie 
die „Firma“ des Betriebes gehören.

OLG Dresden, Beschluß vom 1. Juli 1948 — 3 W 92/48.
Die Aktiengesellschaft Hohburger Quarz-Porphyr- 

Werke Aktiengesellschaft Leipzig (HQAG) ist durch 
Volksentscheid vom 30. Juni 1946 zugunsten des 
Bundeslandes Sachsen enteignet worden. Auf Anord­
nung des Landratsamtes Grimma, Abt. für Wirtschaft, 
vom 23. Dezember 1946 stellte der Betriebsleiter H. 
unter dem 8. Januar 1947 beim Amtsgericht den An­
trag, die Enteignung dm Handelsregister einzutragen. 
Das Amtsgericht verfügte unter dem 16. Januar 1947 
dementsprechend, worauf der Registerführer am
17. Januar 1947 die beantragte Eintragung vomahm 
(Nr. 8 Spalte 6). Hiergegen erhob das frühere Vor­
standsmitglied P. unter dem 17. März 1947 Beschwerde, 
der das Landgericht durch Beschluß vom 3. Juni 1947 
stattgab, indefti es den Beschluß des Amtsgerichts vom
16. Januar 1947 aufhob. Das Amtsgericht berichtigte 
daraufhin den Eintrag Nr. 8 Spalte 6 wie folgt: „Der 
Eintrag ... wird dahin berichtigt: Durch Volksent­
scheid vom 30. Juni 1946 zugunsten des Landes Sachsen 
enteignet. Die Eintragung ist beschränkt auf das im 
Lande Sachsen befindliche Vermögen der Gesell­
schaft.“

Unter dem 3. Mai 1948 hat die Landesregierung 
Sachsen, Ministerium für Wirtschaft und Wirtschafts­
planung, gegen den Beschluß des Landgerichts weitere 
Beschwerde erhoben.

Die weitere Beschwerde ist zulässig und begründet.
Bei der Enteignung von Betrieben durch Volksent­

scheid und auf Grund des Gesetzes vom 30. Juni 1946, 
GVB1. 1946, S. 305, handelt es sich um staatliche Akte, 
die in der neuen Rechts- und Wirtschaftsordnung der 
sowjetischen Zone begründet sind und die auf ihre 
Rechtmäßdgkeit von den ordentlichen Gerichten nicht 
nachgeprüft werden können. Dasselbe muß von den 
Maßnahmen gelten, die von den zuständigen Ver­
waltungsbehörden zur Durchführung der Enteignung 
getroffen werden. Eine derartige Maßnahme ist in dem 
Antrag auf Eintragung der Enteignung zu erblicken, 
den das Landratsamt Grimma, Abt. für Wirtschaft, 
durch den Betriebsleiter H. beim Amtsgericht hat 
stellen lassen. Diesem Anträge mußte das Amtsgericht, 
wie es getan hat, ohne weiteres stattgeben. Indem der 
erste Beschwerdeführer dagegen Beschwerde erhob, 
griff er die dem Verfahren des Amtsgerichts zu Grunde 
liegende Anordnung der Verwaltungsbehörde an, wozu 
ihm der Rechtsweg bei den ordentlichen Gerichten 
nicht offenstand. Die erste Beschwerde hätte daher als 
unzulässig verworfen werden müssen. Schon diese Er­
wägung rechtfertigt die weitere Beschwerde. Es mag 
jedoch noch bemerkt werden: Nach § 2 Abs. 1 der 
DurchfVO vom 18. Juli 1946, GVB1. 1946, S. 425, um­
faßt die Übertragung des Eigentums enteigneter Be­
triebe auf das Land Sachsen alle Vermögensgegen- 
stände, die zum Betriebsvermögen gehören. Welche 
Gegenstände hierzu zu rechnen sind, haben die Ver­
waltungsbehörden zu bestimmen. Im vorliegenden Falle 
erstreckt sich nach deren Auffassung die Enteignung 
auch auf die zum Betriebsvermögen der HQAG ge­
hörigen Beteiligungen an Werken außerhalb Sachsens 
und auch auf die „Firma“. Diese Auffassung ist für 
die Gerichte des Landes Sachsen bindend. Die Er­
wägung des Landgerichts, daß die HQAG noch bestehe, 
weil die Enteignung auf das im Lande Sachsen be­
findliche Vermögen beschränkt und die „Firma“ von 
ihr unberührt geblieben sei, kann deshalb nicht ge­
billigt werden.

§ 48 EheG.
Unter welchen Voraussetzungen ist ein Widerspruch 

nach § 48 Abs. 2 EheG zu beachten?
OLG Dresden, Urteil vom 10. 2.1949 — 2 U 385/47-
Aus den Gründen:
Die Frage, ob der Widerspruch eines Ehegatten zit 

beachten ist oder nicht, ist von Fall zu Fall zu ent­
scheiden. Es kann hierfür keine allgemeine Regelung
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